
 

 

Seite 1 / 24 

 

KREIS:   LUDWIGSBURG 

STADT:    TAMM 

 

 

 

 

 

 

TEXTTEIL 
 

 

 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften 

 

ĂSüdlich des Rathausesñ 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ludwigsburg, 12.12.2022 

 

Bearbeiter/in: U.Müller / S. Hübner 

Projekt: 2648 

K  M  B 



 

Bebauungsplan ĂSüdlich des Rathausesñ    
 

 

 

Seite 2 / 24 

 

Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) 

i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
08.08.2020 (BGBI. I.S. 1728) 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786) 

 

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 

Vom 05.03.2010 (GBI. Nr. 7 S.358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2019 (GBI. S. 313) 
 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) 

i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBI. I S. 2253), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBI. I 

S. 1057) 

 

Allgemeine Angaben 

Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Bebauungsplanes bisher bestehenden 

planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere baupolizeiliche Bauvorschriften 

der Stadt werden aufgehoben. 
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A  Planungsrechtliche Festsetzungen 

gemäß § 9 BauGB und BauNVO 

 

A.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

MU: urbanes Gebiet (§ 6a BauNVO) 

Für die Bereich A und B gilt: 

Zulässig sind: 

¶ Wohngebäude 

¶ Geschäfts- und Bürogebäude  

¶ Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-

gungsgewerbes 

¶ sonstige Gewerbebetriebe 

¶ Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind folgende Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 BauNVO nicht 

zugelassen: 

¶ Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs 

nur in Kerngebieten allgemein zulässig sind 

¶ Tankstellen 

 

Gemäß § 6a Abs. 4 Nr. 1 ist im Erdgeschoss der Gebäude entlang der Hauptstraße an der 

Straßenseite eine Wohnnutzung nicht zulässig.  

 

Für den Bereich C gilt: 

Zulässig sind: 

¶ Wohngebäude 

¶ Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke 

 

Gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO sind sonstige Gewerbebetriebe nur als sonstige nicht störende 

Gewerbebetriebe zugelassen.  

 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind folgende allgemein zulässige Nutzungen nicht zugelassen: 

¶ Geschäfts- und Bürogebäude  

¶ Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-

gungsgewerbes 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind folgende Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 BauNVO nicht 

zugelassen: 

¶ Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs 

nur in Kerngebieten allgemein zulässig sind 

¶ Tankstellen 
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A.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB,  

§§ 16 ï 21 a BauNVO) 

A.2.1 GRZ (Grundflächenzahl) (§ 19 i.V.m. § 16 Abs.5 BauNVO) 

Maximale Grundflächenzahl: siehe Planteil 

A.2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO, § 9 Abs. 3 BauGB) 

Die Höhe baulicher Anlagen wird definiert durch maximale Gebäudehöhen bzw. maximale 

Trauf- und Firsthöhen, jeweils bezogen auf die festgesetzte Bezugshöhe (siehe Planeintrag). 

Die Bezugshöhe gilt jeweils für den durch die Kreuzlinie abgegrenzten Bereich. Technische 

Aufbauten dürfen die maximale Gebäudehöhe um 1 m überschreiten. 

Gebäudehöhe (GBH): Die maximale Gebäudehöhe wird gemessen zwischen der Bezugshöhe 

und dem höchsten Punkt der Dachfläche. Je nach Ausgestaltung des Daches gilt hier die 

Attika, das Geländer oder die Brüstung. 

Firsthöhe (FH): Die Firsthöhe wird gemessen ab festgesetzter Bezugshöhe bis zum First des 

Hauptbaukörpers.  

Traufhöhe (TH): Die maximale Traufhöhe wird gemessen ab der festgesetzten Bezugshöhe 

bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut. Zum Bau von Zwerchgiebeln ist eine 

Unterbrechung der Traufkante von 50 % der Trauflänge zulässig. 

Die Traufhöhe von Zwerchgiebeln unterliegen nicht dieser Höhenbeschränkung. 

Technische Aufbauten wie Schornsteine, Solaranlagen etc. bleiben von der Festsetzung zur 

Höhe baulicher Anlagen unberücksichtigt. 

A.2.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO) 

Maximalwert siehe Planeintrag.  

Zusätzlich zu den zulässigen Vollgeschossen sind keine weiteren Geschosse (Staffelge-

schosse) zulässig.  

A.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB,  

§§ 22, 23 BauNVO) 

A.3.1 Bauweise 

a1: abweichende Bauweise: ohne Festlegung des seitlichen Grenzabstandes, aller Gebäude-

seiten, bzw. der Abstandsflächen nach LBO, wenn (gem. § 6 (3) 2 LBO) die Beleuchtung 

mit Tageslicht sowie die Belüftung in ausreichendem Maße gewährleistet bleiben, Gründe 

des Brandschutzes nicht entgegenstehen und nachbarliche Belange nicht beeinträchtigt 

werden. Es darf unabhängig von der Bebauung auf dem Nachbargrundstück auf die 

Grenze gebaut werden.  

Begrenzung der Gebäudelängen auf 62 m. 

a2: abweichende Bauweise, offen gemäß § 22 Abs. 1 und 2 BauNVO  

Es gilt die abweichende Bauweise offen, jedoch mit Begrenzung der maximal zulässigen 

Gebäudelänge auf 20 m.   

A.3.2 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen festgesetzt.  
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A.3.3 Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

Die Hauptausrichtung der Gebäude ist parallel zu den Richtungspfeilen zu stellen. Nebenan-

lagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO und Gebäudeteile, die den Hauptgebäuden untergeordnet 

sind, sind von diesen Festsetzungen nicht betroffen. 

A.4 Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 

BauNVO) 

A.4.1 Oberirdische Garagen, überdachte Stellplätze und nicht überdachte Stellplätze  

Oberirdische Garagen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen sowie in den auf den Plan ausgewiesenen Flächen (Ga) zulässig.  

Nicht überdachte Stellplätze sind auf der gesamten Grundstücksfläche zulässig.  

A.4.2 Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Sie 

müssen außerhalb der Hochbauten erdüberdeckt sein. Die Mindestüberdeckung muss 0,5 m 

betragen. Der Substrataufbau muss mit steinfreiem kulturfähigem Bodenmaterial erfolgen. Die 

Flächen sind intensiv zu begrünen und gärtnerisch anzulegen. 

A.4.3 Nebenanlagen  

Nebenanlagen für Abfallbehälter sowie Nebenanlagen für die Unterbringung von Fahrrädern 

sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. § 6 Abs. 1 LBO ist aller-

dings zu beachten.  

A.5 Von Bebauung freizuhaltende Fläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Der rückwärtige Bereich des Plangebietes (siehe Abgrenzung im Planteil) ist von Bebauung 
freizuhalten. Dies gilt nicht für unterirdische Bauwerke.  

Ausnahmsweise können Nebenanlagen als Gebäude im Sinne des § 14 BauNVO in diesem 
Bereich zugelassen werden. 

Hinweis: die bestehenden Garagen innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Fläche un-
terliegen dem Bestandsschutz. Dies gilt auch für Renovierungs- und Umbaumaßnahmen, 
allerdings nicht für Neubauten.  

A.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,  

Natur und Landschaft (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)  

A.6.1 Insektenfreundliche Beleuchtung 

Es sind aus tierökologischer Sicht verträgliche Beleuchtungskörper nach dem Stand der Tech-

nik (vorzugsweise LED-Leuchtmittel) an Gebäuden und als Straßenbeleuchtung zu installie-

ren. Das Areal darf nach der Bebauung keine stärkeren Lichtimmissionen als bisher aufwei-

sen, um die Transferstrecke vom Quartier zum Jagdhabitat nicht zu unterbrechen.  

Folgende Aspekte sind zu berücksichtigen:  

¶ Verwendung von Lampen mit möglichst geringem Einfluss auf nachtaktive Insekten. 

Geeignet sind: Natriumdampf-Niederdrucklampen oder LED-Lampen mit warmweißem 

Licht mit geringem Blauanteil im Spektrum von 2.000 bis 3.000 Kelvin Farbtemperatur. 

¶ Der waagrecht angebrachte Beleuchtungskörper soll so konstruiert sein, dass das Licht 

nicht in mehrere Richtungen sondern gerichtet nach unten ausgesandt wird.  

¶ Verwendung von insektendicht schließender Leuchtgehäuse mit einer Oberflächentem-

peratur von nicht über 60° Celsius. 
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A.7 Immissionsschutzmaßnahmen gem. (§ 9 Abs. 1 Nr. 24, Abs. 6 BauGB) 

Hinweis: Durch die Überschreitungen der Beurteilungspegel im Bestand lässt sich kein un-
mittelbarer Rechtsanspruch auf Schallschutzmaßnahmen bzw. Zwang zur schalltechnischen 
Ertüchtigung der betroffenen Gebäude ableiten. Die nachfolgenden Maßnahmen dienen nur 
dem Neubau oder Umbau von Gebäuden. Für die bestehende Bebauung besteht Bestands-
schutz. 

Passive Lärmschutzmaßnahmen 

Die nachfolgende Abbildung zeigt den Bereich im Bebauungsplangebiet, für den Festsetzun-
gen für passive Schallschutzmaßnahmen erforderlich sind (türkisfarbene Grenzwertlinie/Be-
reich als Zumutbarkeitsschwelle der 16. BImSchV1). 

 Bereich, für den Festsetzungen erforderlich sind, nachts, Rechenhöhe 10,8 m ü. Gel. (ca. 3. OG) 

  

Als passiver Schallschutz sind bauliche Maßnahmen wie Schallschutzfenster und Lüftungs-
einrichtungen sowie eine geeignete Grundrissgestaltung zu nennen. Dabei gilt, dass: 

- weniger schutzbedürftige Räume, wie Abstellräume, Küche und Badezimmer, sich an den 
lärmbelasteten Seiten befinden sollten, 

- schutzbedürftige Räume (Schlaf- und Aufenthaltsräume) zur lärmabgewandten Seite hin 
orientiert werden sollten. 

Als Schallschutzmaßnahmen kommen ebenfalls verglaste Laubengänge, verglaste Balkone, 
eine vorgehängte Glasfassade o.Ä. in Betracht. 

Dies sollte insbesondere in den Bereichen stattfinden, in denen die Schwelle der Ge-
sundheitsgefahr nachts überschritten ist (s. nachfolgende Abbildung). 

                                                           
1 Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BIm-

SchV) vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. November 2020 (BGBl. I S. 

2334) geändert worden ist. 
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Bereiche > 60 dB(A) nachts in 10,8 m Höhe über Gelände (ca. 3.OG) 

  
 

Anforderungen an den Schutz gegen Außenlärm (DIN 4109) 

Der Nachweis der erforderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile erfolgt im Baugeneh-
migungsverfahren nach der jeweils aktuell gültigen DIN 4109. Im vorliegenden Fall werden die 
Lärmpegelbereiche der Fassung von Januar 2018 aufgeführt.  

Nach DIN 41092, Abschnitt 7.1, werden für die Festlegung der erforderlichen Luftschalldäm-
mung von Außenbauteilen gegenüber dem Außenlärm verschiedene Lärmpegelbereiche zu-
grunde gelegt. Den Lärmpegelbereichen sind die vorhandenen oder zu erwartenden „maß-
geblichen Außenlärmpegel“ zuzuordnen.  

Der „maßgebliche Außenlärmpegel“ wird nach DIN 4109 anhand des Gesamtpegels aller 
Schallimmissionen bestimmt.  

Die DIN 4109 vom Januar 20183 berücksichtigt bei der Ermittlung der Lärmpegelbereiche den 
Tagwert (600 – 2200 Uhr) und den Nachtwert (2200 – 600 Uhr). Der maßgebliche Außenlärmpe-
gel ergibt sich für den Tag aus dem zugehörigen Beurteilungspegel und einem Zuschlag von 
3 dB(A) sowie für die Nacht aus dem zugehörigen Beurteilungspegel, einem Zuschlag von 3 
dB(A) und einem Zuschlag zur Berücksichtigung der erhöhten nächtlichen Störwirkung 
(10 dB(A) bei Verkehrslärm sowie bei Gewerbe). Der Beurteilungspegel für Schienenverkehr 
ist aufgrund der Frequenzzusammensetzung von Schienenverkehrsgeräuschen in Verbin-
dung mit dem Frequenzspektrum der Schalldämm-Maße von Außenbauteilen pauschal um 5 
dB zu mindern. 

Gemäß DIN 4109 (2018) sind die Außenbauteile auf den entsprechend höheren Wert auszu-
legen.  

                                                           
2 DIN 4109-1 Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen. 2018. 
3 DIN 4109-2 Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen. 2018. 
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Zuordnung zwischen Lärmpegelbereichen und maßgeblichem Außenlärmpegel gemäß DIN 41094  

Lärmpe-
gelbe-
reich 

Maßgeblicher Außenlärm-
pegel 

La 

in dB 

I 55 

II 60 

III 65 

IV 70 

V 75 

VI 80 

VII > 80* 

* Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen. 

Die Lärmpegelbereiche wurden im Geltungsbereich des Bebauungsplans in Form einer Ras-
terlärmkarte dargestellt. Im vorliegenden Fall wird maximal der Lärmpegelbereich V erreicht.  

Die Ergebnisse des Einzelnachweises können von den in der Untersuchung ausgewiesenen 
Werten (Lärmpegelbereiche) aufgrund von Eigenabschirmung des Gebäudes, Gebäudestel-
lung, Regelwerke etc. abweichen.  

  

                                                           
4 DIN 4109-1 Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen. 2018. 
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Lärmpegelbereiche, nachts, Rechenhöhe 10,8 m über Gelände (ca. 3. OG)  

  

Wird im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht, dass im Einzelfall geringere Au-
ßenlärmpegel an den Fassaden vorliegen (z.B. aufgrund einer geeigneten Gebäudestellung 
und hieraus entstehender Abschirmung) können die Anforderungen an die Schalldämmung 
der Außenbauteile entsprechend der Vorgaben der DIN 4109 reduziert werden. 

Lüftungseinrichtungen 

Da die Schalldämmung von Fenstern nur dann sinnvoll ist, wenn die Fenster geschlossen 
sind, muss der Lüftung von Aufenthaltsräumen besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. 
Bei einem Mittelungspegel nachts über 50 dB(A) sind nach der VDI 27195 Schlafräume bzw. 
die zum Schlafen geeigneten Räume mit zusätzlichen Lüftungseinrichtungen auszuführen o-
der zur lärmabgewandten Seite hin auszurichten. Zur Lüftung von Räumen, die nicht zum 
Schlafen genutzt werden, kann ansonsten ein kurzzeitiges Öffnen der Fenster zugemutet wer-
den (Stoßlüftung). Nach DIN 18005 Beiblatt 16 ist bei Beurteilungspegeln nachts über 
45 dB(A) selbst bei nur teilweise geöffneten Fenstern ein ungestörter Schlaf nicht mehr mög-
lich.  

                                                           
5 VDI 2719 Schalldämmung von Fenstern und anderen Zusatzeinrichtungen. August 1987. 
6 DIN 18005-1 Beiblatt 1 Schallschutz im Städtebau - Berechnungsverfahren; Schalltechnische Orientierung für städtebauliche 

Planung. Mai 1987. 
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Im Baugenehmigungsverfahren kann gegebenenfalls von den erforderlichen Lüftungseinrich-
tungen abgewichen werden (lärmabgewandte Seite). Einzelnachweise im Baugenehmigungs-
verfahren können erforderlich werden. 

Bereiche > 50 dB(A) nachts in 10,8 m Höhe über Gelände (ca. 3.OG) 

  

Außenwohnbereiche 

Neben den Nutzungen innerhalb der Gebäude sind für den Tagzeitraum auch die Außenwohn-
bereiche (AWB) wie Terrassen, Balkone, etc. zu schützen. Entsprechend Kuschnerus (2010)7 
sind zumindest bei Beurteilungspegeln von über 62 dB(A) tags auch für die Außenwohnberei-
che Lärmschutzmaßnahmen zu ergreifen wie z.B. Verglaste Balkone (Loggien), Wintergärten 
oder Gabionenwände in Gärten. Aufgrund der Orientierungswerte der DIN 18005 für Urbane 
Gebiete von 63 dB(A) tags wird hier empfohlen Maßnahmen für Außenwohnbereiche bei Be-
urteilungspegeln von über 63 dB(A) zu ergreifen.  

  

                                                           
7 Kuschnerus, Ulrich (2010): Der sachgerechte Bebauungsplan: Handreichungen für die kommunale Praxis. Bonn: vhw-Verlag 

Dienstleistung. 
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Bereiche > 63 dB(A) tags in 10,8 m Höhe ü. Gelände (ca. 3. OG) 

   

(Auf die Schalltechnische Untersuchung vom Ingenieurbüro für Umweltakustik Heine + Jud 
vom 10. Januar 2022 wird verwiesen.) 

A.8 Pflanzgebote und Pflanzbindung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

A.8.1 Pflanzgebot 1 (Pfg 1) ï Innere Durchgrünung mit Bäumen (Privatgrundstücke)  

Pro angefangene 300 m² Grundstücksfläche ist auf den nicht überbauten Grundstücksteilen 

mindestens ein mittel- oder großkroniger, standortgerechter und einheimischer Laub- oder 

Obstbaum zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Abgängige Bäume sind zu 

ersetzen.  
Für die Bepflanzung geeignete Arten und Sorten sind in Pflanzenliste 1 und 2 aufgeführt.  

A.8.2 Pflanzgebot 2 (Pfg 2) ï Innere Durchbegrünung mit Sträuchern (Privatgrundstücke) 

10% der nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind mit standortgerechten Sträuchern zu 

bepflanzen.  

Für die Bepflanzung geeignete Arten und Sorten sind in Pflanzenliste 3 aufgeführt.  

Nadelgehölze und immergrüne Gehölze sind nicht erlaubt (z.B. Tuja und Zypressen). 

A.8.3 Pflanzgebot 3 (Pfg 3) - Dachbegrünung 

Dächer mit einer Dachneigung von 0° bis 10° von Gebäuden, Garagen und überdachten Stell-

plätzen sind mit einer extensiven Dachbegrünung mit mind. 10 cm Stärke eines kulturfähigen 

Substrats gemäß Pflanzenliste 4 zu versehen und die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. 

Ausgenommen von dieser Festsetzung sind Dachterrassen. 

In den Bereichen, auf denen Photovoltaik- und Solaranlagen angebracht werden, kann auf 

eine Dachbegrünung verzichtet werden. 
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A.8.4 Pflanzgebot 4 (Pfg 4) ï Intensive Begrünung von Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind außerhalb der Hochbauten, sofern in diesen Bereichen keine oberirdischen 

Zufahrten oder Zugänge angelegt werden, erdüberdeckt auszuführen. Hiervon ausgenommen 

sind die Einhausungen von Tiefgaragenzufahrten. Die Mindestüberdeckung muss 0,5 m be-

tragen. Der Substrataufbau muss mit steinfreiem kulturfähigem Bodenmaterial erfolgen. Die 

Flächen sind dauerhaft intensiv zu begrünen und gärtnerisch anzulegen. 

A.8.5 Pflanzbindung (Pfb) 

Die im Plan durch eine Pflanzbindung dargestellten Habitatbäume sind zu erhalten. Bei einem 
Abgang der Bäume sind diese durch eine Nachpflanzung im Verhältnis 1:1 zu ersetzen. 

Alternativ können für jeden entfallenden Habitatbaum zwei Streuobstbäume aus verwilderten, 
ungepflegten Streuobstbeständen im räumlich-funktionalen Zusammenhang langfristig in 
Pflege genommen werden. 

A.9 Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers (§9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Randeinfassungen mit Hinterbeton sind, soweit sie zur Herstellung des Straßenkörpers er-

forderlich sind, auf den angrenzenden privaten Grundstücken bis zu 1,0 m Tiefe zulässig. 

Zudem sind unterirdische Stützbauwerke in einer Breite von 0,2 m und einer Tiefe von ca. 

0,5 m zu zulässig. 
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B Örtliche Bauvorschriften 

gemäß § 74 LBO 

 

B.1 Äußere Gestaltung (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

B.1.1 Dachform und Dachneigung 

Für die Hauptgebäude sind nur die im Plan dargestellten Dachformen und Dachneigungen 

zulässig. 

Garagen und überdachte Stellplätze können zudem auch mit einem extensiv begrünten Flach-

dach ausgeführt werden. Es ist eine mindestens 10 cm starke Substratschicht anzulegen. 

B.1.2 Dacheindeckung und ïgestaltung 

Gemäß Pflanzgebot 3 sind Dächer mit einer Dachneigung von 0° bis 10° von Gebäuden, Ga-

ragen und überdachten Stellplätzen mit einer extensiven Dachbegrünung zu versehen. Dies 

gilt nicht für Dachterrassen. 

Im Bereich C ist die Farbe der Dacheindeckungen im Bereich zwischen rot und rotbraun sowie 
grau bis anthrazit zu wählen. Reflektierende oder glänzende Materialien sind, mit Ausnahme 
von Dachflächenfenstern und Solarenergieanlagen, nicht zulässig.  

B.1.3 Dachaufbauten / Zwerchgiebel 

Grundsätzlich sind giebelständige Gauben mit Satteldach und / oder Schleppgauben zuläs-
sig: 

Allgemeine Bestimmungen: Die Gesamtlänge von Einzelgauben darf 40 % der Gebäude-
länge nicht überschreiten. Ihre Einzellänge darf maximal 3,80 m, ihre Höhe, gemessen bis 
zum Schnittpunkt Vorderkante Dachhaut, maximal 1,50 m betragen. Vom Ortgang ist ein 
Mindestabstand von 1,5 m und zwischen den Gauben ein Mindestabstand von 1,0 m einzu-
halten. Der Abstand zur Traufe muss mindestens 0,9 m betragen und ist in den Dachschrä-
gen zu messen. Die Gauben sind in Material und Farbe dem Hauptdach anzupassen, 
ebenso Wangen und Stirnflächen. 

Für Zwerchgiebel gelten die o.g. Bemaßungen und Dachformen analog.  

B.1.4 Fassaden 

Außenwandflächen sind zu verputzen, als Sichtmauerwerk oder als Sichtbetonflächen auszu-

führen. Fassaden mit Holzschalungen sind zulässig.  

Unzulässig sind auffällige Fassadenfarben (Leuchtfarben und intensive Farbwerte mit Remis-

sionswerten von 1-15 und 80-100). Glänzende und reflektierende Materialien sind nicht zuläs-

sig mit Ausnahme von Fenstern, Türen und Flächen für die Solarnutzung.  

In den Bereichen A und B sind Gebäude, die eine Länge von 14 m überschreiten durch min-

destens einen Vor- oder Rücksprung mit einer Mindesttiefe von 2,0 m zu gliedern. Es muss 

also mindestens alle 14 m eine Unterbrechung der Fassade erfolgen. 

Bauliche Anlagen, die für anfliegende Vögel eine Durchsicht auf die dahinterliegende Umge-
bung eröffnen, wie verglaste Hausecken und Verbindungsgänge, sind unzulässig. Weiterhin 
sind spiegelnde Fassaden oder Fenster mit einem Außenreflexionsgrad größer 15% an Ge-
bäudefronten in Nachbarschaft zu Gehölzbeständen unzulässig. 
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B.2 Gestaltung der unbebauten Flächen, der bebauten Grundstücke und 

Einfriedungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

B.2.1 Gestaltung der Zugänge, Zufahrten und Stellplätze 

Private nicht überdachte Stellplätze, Zufahrten zu Stellplätzen und oberirdischen Garagen so-

wie Zugänge sind wasserdurchlässig zu befestigen. Der Unterbau ist ebenfalls wasserdurch-

lässig auszuführen. Dies gilt nicht für TG-Zufahrten.  

B.2.2 Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen  

Tote Einfriedungen und Hecken, die an die öffentlichen Verkehrsflächen grenzen, dürfen eine 

Höhe von 1,50 m nicht überschreiten (Bezugspunkt für die zulässige Höhe ist die fertige Höhe 

der Verkehrsfläche). Zur Durchlässigkeit von Kleintieren müssen Zäune einen Bodenabstand 

bzw. Mauerabstand von 0,1 m aufweisen. 

B.2.3 Abfallbehälter 

Die Flächen für bewegliche Abfallbehälter auf den privaten Grundstücken sind baulich zu um-

grenzen oder einzugrünen, müssen jedoch nicht überdacht sein.  

B.2.4 Nicht bebaute Grundstücksflächen 

Die übrigen nicht bebauten Grundstücksflächen sind, mit Ausnahme von Zufahrten, Wegen, 

Terrassen und sonstigen Nebenanlagen, gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. Lose Mate-

rial- und Steinschüttungen zur Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen sind unzuläs-

sig.  

B.3 Anforderungen an Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO)  

Werbeanlagen auf Dächern sind unzulässig. Blinklicht, Wechsellicht, Lauflicht, elektronische 

Laufbänder, Videowände, Projektionen, akustische Werbeanlagen u.ä. sind unzulässig.  

B.4 Außenantennen (§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 

Pro Gebäude sind nur eine Rundfunk- und nur eine Fernsehaußenantenne zulässig. Die Au-

ßenantennen sind in ihrer Farbe und Position so zu wählen, dass sie sich in die Fassaden- 

bzw. Dachgestaltung einfügen. Dies gilt auch für Parabolantennen. 

B.5 Anzahl der notwendigen Stellplätze (§ 74 Abs. 2 Nr. 1 und 2 LBO)  

Nach § 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO sind bei Neubauten pro Wohneinheit mindestens 2,0 Stellplätzen 

nachzuweisen. Hintereinander liegende Stellplätze bzw. Garagenvorflächen werden nur als 

separater Stellplatz gewertet wenn sie eine Mindestlänge von 5,0 m haben und der gleichen 

Wohneinheit zugeordnet sind. Bei Gebäuden mit mehr als zwei Nutzungseinheiten müssen 

Stellplätze separat zufahrbar sein. In Tiefgaragen muss jeder Stellplatz separat anfahrbar 

sein. 

Die erforderlichen Stellplätze für die gewerbliche Nutzung sind ohne Abzug eines ÖPNV-

Abschlages zu errichten.
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C Hinweise 
 

C.1 Bodendenkmale 

Es besteht Meldepflicht von Bodenfunden gem. § 20 Denkmalschutzgesetz. 

C.2 Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes 

(BBodSchG), insbesondere auf §§ 4 und 7 wird hingewiesen.  

Auf das Beiblatt „Regelungen zum Schutz des Bodens" wird verwiesen. 

Auf § 2 Abs. 3 des Gesetzes zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Landes-

Bodenschutz- und Altlastengesetz - LBodSchAG), der seit 01.01.2021 gilt, wird hingewiesen. 

Soll für ein Vorhaben auf einer nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten 

Fläche von mehr als 0,5 Hektar auf den Boden eingewirkt werden, hat der Vorhabenträger für 

die Planung und Ausführung des Vorhabens zur Gewährleistung eines sparsamen, schonen-

den und haushälterischen Umgangs mit dem Boden ein Bodenschutzkonzept zu erstellen. 

Das Bodenschutzkonzept ist der zuständigen Behörde (Landratsamt) vorzulegen. Das Boden-

schutzkonzept ist bei der Planung und Bauausführung zu beachten. 

Auf § 3 Abs. 3 und 4 des Gesetzes des Landes Baden-Württemberg zur Förderung der Kreis-

laufwirtschaft und Gewährleistung der umweltverträglichen Abfallbewirtschaftung (Landes-

Kreislaufwirtschaftsgesetz - LKreiWiG) wird hingewiesen. Bei verfahrenspflichtigen Bauvorha-

ben mit einem zu erwartenden Anfall von mehr als 500 Kubikmetern Bodenaushub, einer ver-

fahrenspflichtigen Abbruchmaßnahme oder bei einer einen Teilabbruch umfassenden verfah-

renspflichtigen Baumaßnahme soll ein Erdmassenausgleich durchgeführt werden. Bei sol-

chen Baumaßnahmen ist außerdem ein Abfallverwertungskonzept einzuholen, der zuständi-

gen Behörde vorzulegen und das Konzept inhaltlich zu beachten. 

C.3 Artenschutz 

Der Umfang der faunistischen Untersuchungen mit spezieller artenschutzrechtlicher Prüfung 

beschränkt sich auf die bestehende Grünfläche im rückwärtigen Bereich sowie die Grundstü-

cke entlang der Hauptstraße. Bei den Grundstücken entlang der Jakob- und Zeppelinstraße 

wurde zum jetzigen Zeitpunkt auf eine artenschutzrechtliche Untersuchung verzichtet, da hier 

derzeit keine baulichen Veränderungen vorgesehen sind.  

Die nachfolgend aufgeführten Vermeidungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen 

(CEF- Maßnahmen) dienen dazu, den allgemeinen und besonderen Artenschutz gemäß §§ 39 

und 44 BNatSchG zu beachten und umzusetzen. 
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Maßnahmen zur Vermeidung 

Baubedingt erforderliche Vermeidungsmaßnahmen vor Baubeginn 
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¶ Die Baufeldgröße muss auf ein Minimum beschränkt werden. 

¶ Die Entfernung von Gehölzen muss auf ein Minimum beschränkt werden. 

¶ Verbleibende Gehölze im direkten Nahbereich der Bauarbeiten sind durch geeignete Schutz-

maßnahmen, z. B. durch Bauzäune, zu sichern. 

¶ Baustelleneinrichtungsflächen sind vorrangig in bereits versiegelten Flächen anzulegen. Ge-

hölze dürfen außerhalb des Geltungsbereichs für die Schaffung von Baustelleneinrichtungs-

flächen nicht entfernt werden. 

¶ Eingriffe in Gehölzbestände müssen außerhalb der Brutzeit der Vögel, also zwischen dem 01. 

Oktober und 28./29. Februar erfolgen. 

Alternative: Ist dies aus schwerwiegenden Gründen nicht möglich, muss der betroffene Ge-

hölzbestand unmittelbar vor der Entfernung durch qualifiziertes Fachpersonal auf ein aktuelles 

Vorkommen von Vögeln überprüft werden. Das weitere Vorgehen ist den Ergebnissen dieser 

Untersuchung anzupassen. Wenn außerhalb des genannten Zeitraums Rodungsarbeiten 

durchgeführt werden sollen, ist dies rechtzeitig mit der unteren Naturschutzbehörde (UNB) im 

Landratsamt Ludwigsburg abzustimmen. 

¶ Sofern Eingriffe an Gebäuden mit Vogelnisthilfen und künstlichen Fledermausquartieren (aus-

genommen der Fledermausgroßraumhöhle 1FW) geplant sind, müssen diese vor Beginn der 

Baumaßnahmen und im Zeitraum zwischen 1. Oktober (im Falle der Vogelnisthilfen) bzw. 15. 

November (im Falle der Fledermausquartiere) und 28./29. Februar an entsprechend geeignete 

Gehölze oder Gebäude im räumlich-funktionalen Zusammenhang umgehängt werden. Das 

Umhängen der Vogelnisthilfen ist rechtzeitig mit der unteren Naturschutzbehörde (UNB) im 

Landratsamt Ludwigsburg abzustimmen. 

¶ Die Fledermausgroßraum- und überwinterungshöhle (1FW, siehe Karte 1) ist vor Beginn der 

Baumaßnahmen durch qualifiziertes Fachpersonal auf ein aktuelles Fledermausvorkommen 

hin zu überprüfen. Sofern eine aktuelle Nutzung der Höhle durch Fledermäuse ausgeschlos-

sen werden kann, ist die Höhle unverzüglich in einen ungestörten Bereich im räumlich-funkti-

onalen Zusammenhang umzuhängen. Das Umhängen der Höhle ist rechtzeitig mit der unteren 

Naturschutzbehörde (UNB) im Landratsamt Ludwigsburg abzustimmen. 

¶ Eingriff in Bestandsgebäude müssen außerhalb der Brutzeit gebäudebrütender Vogelarten 

sowie der Wochenstuben- und Hauptaktivitätszeit von Fledermäusen und also zwischen dem 

15. November und 28./29. Februar erfolgen. 

Alternative: Ist dies aus schwerwiegenden Gründen nicht möglich, müssen die betroffenen 

Bestandsgebäude unmittelbar vor dem Abbruch durch qualifiziertes Fachpersonal auf ein ak-

tuelles Brutvorkommen bzw. ein Vorkommen von Fledermäusen hin überprüft werden. Das  

weitere Vorgehen ist den Ergebnissen dieser Untersuchung anzupassen. Wenn außerhalb 

des genannten Zeitraums Abrissarbeiten durchgeführt werden sollen, ist dies rechtzeitig mit 

der unteren Naturschutzbehörde (UNB) im Landratsamt Ludwigsburg abzustimmen. 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (= CEF-Maßnahmen) müssen die Anforderungen nach 

FROELICH & SPORBECK (2010) erfüllen. Rechtzeitig vor jeglichen Rodungs- und Abrissar-

beiten ist die Umsetzung der CEF- Maßnahmen mit der unteren Naturschutzbehörde (UNB) 

im Landratsamt Ludwigsburg abzustimmen. 

Um die ökologische Funktion für die Tiergruppe/Art während und nach der Umsetzung der 

geplanten Baumaßnahmen zu sichern, sind folgende CEF-Maßnahmen (continuous ecologi-

cal functionality measures) nötig: 
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¶ Um die ökologische Funktion für höhlen- und gebäudebrütende Vogelarten während und nach 

der Umsetzung der geplanten Baumaßnahmen zu sichern, ist die Aufhängung von Vogelnist-

hilfen im räumlich-funktionalem Zusammenhang nötig: 

- Bei Entfall der aktuell genutzten Brutstätte der Kohlmeise (Baum-Nr. 1) sind insgesamt drei 

Vogelnisthilfen mit Fluglochweiten von 32 mm zu installieren. 

- Bei Entfall der vier Haussperlingsreviere sind insgesamt 12 künstliche Nisthöhlen (bzw. al-

ternativ vier Sperlingskolonie-Nisthöhlen mit jeweils drei Brutkammern) für den Haussperling 

anzubringen. 

- Bei Entfall der drei Mehlschwalbenbrutplätze (Gebäude Hauptstraße 101) sind insgesamt 

ein künstliches Mehlschwalben-Doppelnest sowie ein künstliches Mehlschwalbennest (insge-

samt drei Brutnäpfe) vorgesehen. 

¶ Die Kästen sind fachgerecht aufzuhängen und dauerhaft zu unterhalten. Bestandteil der Un-

terhaltung ist eine jährliche Reinigung im Herbst. Künstliche Nisthilfen für die Mehlschwalbe 

müssen nicht gereinigt werden. 

¶ Die Maßnahmenausführung ist durch einen entsprechend qualifizierten Fachplaner festzule-

gen und die Umsetzung unter ökologischer Baubegleitung durchzuführen. 

 

Hinweise und Empfehlungen 

Hinweise: 

¶ Folgende Anforderungen müssen vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen erfüllen: 

- Die Funktion der konkret betroffenen Lebensstätte für die betroffenen Individuen oder die 

Individuengruppe muss in qualitativer und quantitativer Hinsicht vollständig erhalten werden. 

Die Maßnahmen müssen daher mit hoher Wahrscheinlichkeit den betroffenen Individuen un-

mittelbar zu Gute kommen, z. B. in Form einer Vergrößerung eines angrenzenden Habitats 

oder der Neuschaffung von Habitaten in direkter funktioneller Beziehung zu diesem. 

- Die ökologisch-funktionale Kontinuität der Lebensstätte muss ohne „time-lag“ gesichert sein. 

D. h. die Maßnahmen müssen wirksam sein, bevor die Beeinträchtigungen durch das Vorha-

ben beginnen. 

- CEF-Maßnahmen bedürfen einer Wirksamkeitskontrolle, um den Erhalt der ökologischen 

Funktionalität sicher zu stellen. Diese ist nach Inhalt und Umfang im Einzelfall festzulegen. Bei 

der Wirksamkeitskontrolle ist der Nachweis zu erbringen, dass die durchgeführten Maßnah-

men die benötigte Funktionalität der beeinträchtigten Fortpflanzungs- und Ruhestätten bzw. 

der Lebensräume der gestörten Populationen im räumlichen Zusammenhang bereitstellen. 

Dies ist in der Regel über ein Monitoring abzusichern. 

Empfehlungen: 

¶ Als kurz- bis mittelfristig wirksame populationsstützende Maßnahme sollten entfallende, bisher 

ungenutzte aber potenziell geeignete Fortpflanzungsstätten höhlenbrütender Vogelarten 

durch künstliche Nisthilfen ersetzt werden. Es wurden zwei Spechthöhlen und ein Astloch fest-

gestellt. Demzufolge sollten im räumlichfunktionalen Zusammenhang insgesamt drei Vogel-

nisthilfen (zwei Großraumnisthöhlen und eine Nisthöhle) aufgehängt werden.  

¶ Durch die Schaffung von künstlichen Fledermausquartieren können im Rahmen von Sanie-

rungs- und Neubauprojekten entstehende Kumulationswirkungen vorgebeugt werden. Der 

Großteil der Gebäude im Untersuchungsgebiet weist nutzbare Strukturen auf, die potenzielle 

Quartiere von gebäudebewohnenden Fledermäusen darstellen können. Aus diesem Grund 
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sollte mindestens ein Spaltquartier mit 0,5 m² Hangfläche pro entfallendem Gebäude aufge-

hängt bzw. in den Neubau integriert werden. Die Integration von Spaltquartieren bzw. künstli-

chen Ersatzquartieren einschlägiger Hersteller in die Gebäudefassade dient als populations-

stützende Maßnahme. 

¶ Bei Nachpflanzungen sollten Vogelnährgehölze, wie heimische Obst- und Laubbäume (z. B. 

Süß- oder Sauerkirsche, Apfel, Felsenbirne, Feldahorn, Eberesche) und beerentragende 

Sträucher (Schwarzer Holunder, Liguster, Hartriegel, Weißdorn, Pfaffenhütchen, Schlehe oder 

Wolliger Schneeball) verwendet werden um das Nahrungsangebot zu erhöhen. 

¶ Als populationsstützende Maßnahme für gebäudebrütende Vogelarten wird die Installation 

von künstlichen Nisthilfen für Gebäudebrüter in Form von Halbhöhlen und/oder Sperlingsko-

lonien an die neuen Gebäude empfohlen.  

¶ Zusätzliche Anlage von Fassadenbegrünung oder extensiver Dachbegrünung mit Gräsern, 

Kräutern und ggf. Stauden an Neubauten oder an Bestandsgebäuden.  

¶ Bei der weiteren Überplanung des Gebiets sollte auf eine gute Durchgrünung mit einheimi-

schen Gehölzen geachtet werden, die das Insektenangebot erhöhen. 

¶ Es sollte ausschließlich auf eine nach unten gerichtete Beleuchtung von Gebäuden oder an-

deren Objekten geachtet werden. Ziel sollte zudem die Bündelung des Lichtes auf zu beleuch-

tende Objekte sein. 

(Auf die Faunistische Untersuchungen mit spezieller artenschutzrechtlicher Prüfung vom Büro 

Planbar Güthler GmbH vom 30.09.2021 wird verwiesen.) 

C.4 Grundwasser 

Für eine eventuell notwendige Grundwasserbenutzung (Grundwasserableitung während der 

Bauzeit, Grundwasserumleitung während der Standzeiten von Bauwerken) ist grundsätzlich 

eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.  

Eine dauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig. Baumaßnahmen, die lediglich punk-

tuell in das Grundwasser einbinden (z.B. Tiefgründungskörper, Verbaukörper) bedürfen einer 

wasserrechtlichen Erlaubnis, die beim Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt, zu be-

antragen ist.  

Bei unvorhergesehenem Erschließen von Grundwasser muss dies dem Landratsamt Ludwigs-

burg angezeigt werden. Die Bauarbeiten sind dann bis zur Entscheidung einzustellen. 

C.5 Duldungspflichten 

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungs-

körper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs so-

wie Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf seinem Grundstück ge-

mäß § 126 Abs. 1 BauGB zu dulden. 

Können Verkehrszeichen oder Verkehrseinrichtungen aus technischen Gründen oder wegen 

der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs nicht auf der Straße angebracht werden, 

haben die Eigentümer der Anliegergrundstücke das Anbringen gemäß § 5 b Abs. 6 Satz 1 

Straßenverkehrsgesetz zu dulden. 

C.6 archäologische Denkmalfläche 

Der Planbereich befindet sich innerhalb der ausgewiesenen archäologischen Denkmalfläche 

gemäß § 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG): "Tamm, Gräber der Merowingerzeit" (Listennum-

mer 7). 
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Im Zuge der Aufsiedlung der Areale der ehemaligen Feldflur "Kreuzäcker", sind in der ersten 

Hälfte des 20. Jahrhunderts an der Zeppelinstraße, bei verschiedenen Baumaßnahmen früh-

mittelalterliche Bestattungen eines merowingerzeitlichen Friedhofs (450-720 n. ehr.) angetrof-

fen worden. Innerhalb der im Rückraum befindlichen Grünbereiche, Garten- und Hofflächen, 

in denen bislang keine tiefgreifenden Störungen archäologischer Substanz vorhanden sind, 

ist daher mit weiteren Bestattungen und archäologischem Fundmaterial wissenschaftlich-do-

kumentarischer und heimatgeschichtlicher Bedeutung zu rechnen. Eine Ausdehnung des Grä-

berfelds auch über das bislang ausgewiesene archäologische Relevanzgebiet hinaus kann 

nicht ausgeschlossen werden. Grundsätzlich steht die Erhaltung dieser archäologischen Kul-

turdenkmale in öffentlichem Interesse. 

Um dem allgemeinen Interesse an der Erhaltung von Kulturdenkmalen dennoch bestmöglich 

gerecht zu werden, bedarf es frühzeitig vorgezogen vor jeglichen Bodeneingriffen und Neu-

baumaßnahmen archäologischer Sondierungen. Bei entsprechender Wertigkeit archäologi-

scher Relikte können Rettungsgrabungen folgen in deren Zuge Funde und Befunde fachge-

recht geborgen bzw. dokumentiert werden. Ziel dieser Maßnahme ist es, wenigstens den do-

kumentarischen Wert von Kulturdenkmalen als kulturhistorische Quelle für künftige Generati-

onen zu erhalten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass zum Schutz vor unbeobachteter Zerstörung hier sämtliche 

Bodeneingriffe gemäß § 8 DSchG der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung bedürfen. 

Eine frühzeitige Beteiligung des Landesamts für Denkmalpflege im Regierungspräsidium 

Stuttgart, vertreten durch Frau Dr. Dorothee Brenner (dorothee.brenner@rps.bwl.de) ist erfor-

derlich. 

Auf Grundlage der vorliegenden Unterlagen sollten um allseitige Planungssicherheit zu ge-

währleisten und spätere Bauverzögerungen zu vermeiden, frühzeitig im Vorfeld geplanter 

Maßnahmen archäologische Voruntersuchungen durchgeführt werden. Zweck dieser Vorun-

tersuchungen ist es festzustellen, ob bzw. in welchem Umfang es nachfolgender Rettungs-

grabungen bedarf. Dazu bietet das Landesamt für Denkmalpflege den Abschluss einer öffent-

lich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmenbedingungen an, d. h. insbesondere zu Fristen 

für die Untersuchungen und zur Kostenbeteiligung des Veranlassers. Vorsorglich weisen wir 

darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die Bergung und Dokumentation 

der Kulturdenkmale ggf. mehrere Wochen in Anspruch nehmen kann und durch den Vorha-

benträger finanziert werden muss. 
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Für die außerhalb archäologischer Relevanzflächen gelegenen Planbereiche verweisen wir 

auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG: Sollten bei der Durchführung der vorgesehenen 

Arbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG 

Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde 

(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauer-

reste, Brand-schichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten 

Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denk-

malschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2-0perative Archäolo-

gie) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrig-

keiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 

Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

C.7 Hochwasser/Starkregen 

Es wird darauf hingewiesen, dass von der Gemeinde Tamm derzeit ein Starkregenrisikoma-

nagement erstellt wird 
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D Pflanzenlisten 
 

D.1 Pflanzenliste 1 Laubbäume 

D.1.1 Laubbäume  

Acer campestre Feld-Ahorn 
Acer platanoides Spitz-Ahorn 
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn 
Betula pendula Hänge-Birke 
Carpinus betulus Hainbuche 
Populus tremula Zitterpappel, Espe 
Prunus avium Vogel-Kirsche 
Quercus petraea Traubeneiche 
Quercus robur Stieleiche 
Sorbus domestica Speierling 
Sorbus torminalis Elsbeere 
Tilia cordata Winter-Linde 
Tilia platyphyllos Sommer-Linde 

D.2 Pflanzenliste 2 Obstbäume 

Pflanzgröße: Hochstamm auf starkwachsender Sämlingsunterlage 

Mostbirnen Bayerische Weinbirne 

Kacherbirne 

Kirchensaller Mostbirne 

Metzer Bratbirne 

Palmischbirne 

Wilde Eierbirne 

Tafelbirnen Gellerts Butterbirne 

Köstliche v. Charneau 

Mostäpfel Bittenfelder 

Bohnapfel 

Gehrers Rambour 

Hauxapfel 

Sonnenwirtsapfe 

Tafeläpfel Brettacher 

Jakob Fischer 

Kaiser Wilhelm 

Roter Boskoop 

Welschisner 

Zabergäurenette 

Süßkirschen Regina 

Kordia 

Hedelfinger 

Büttners rote Knorpel 

Burlat 

Walnuss Nr. 120 Moselander 

Nr. 1247 Kurmarker 
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D.3 Pflanzenliste 3 Sträucher 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
Hasel Corylus avellana 
Zweigriffliger Weißdorn Crataegus laevigata 
Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna 
Liguster Ligustrum vulgare 
Hundsrose Rosa canina 
Weinrose Rosa rubiginosa 
Schwarzer Holunder Sambucus nigra 
Wolliger Schneeball Viburnum lantana 
 
Nicht geeignete Straucharten: Nadelgehölze und immergrüne Gehölze (z.B. Tuja, Zypresse) 

D.4 Pflanzenliste 4 Dachbegrünung 

Geeignete Kräuter:  

Schnittlauch Allium schoenoprasum 

Berg-Lauch Allium senescens 

Gemeiner Wundklee Anthyllis vulneraria 

Rundbl. Glockenblume Campanula rotundifolia 

Karthäusernelke Dianthus carthusianorum 

Natternkopf Echium vulgare 

Zypressen-Wolfsmilch  Euphorbia cyparissias 

Gemeines Sonnenröschen Helianthemum nummularium 

Kleines Habichtskraut  Hieracium pilosella 

Hornklee Lotus corniculatus 

Felsennelke Petrorhagia saxifraga 

Scharfer Mauerpfeffer Sedum acre 

Weißer Mauerpfeffer Sedum album 

Feld-Thymian Thymus pulegioides 

Sand-Thymian Thymus serpyllum 

Geeignete Gräser:  

Zittergras Briza media 

Dach-Trespe Bromus tectorum 

Schaf-Schwingel Festuca ovina 

Schillergras Koeleria glauca 

Zwiebel-Rispengras Poa bulbosa 

Flaches Rispengras Poa compressa 
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Regelungen zum Schutz des Bodens bei Bauvorhaben 

1. Wiederverwertung von Bodenaushub 

1.1 Anfallender Bodenaushub ist in seiner Verwertungseignung zu beurteilen und bei entspre-

chender Qualifizierung wieder zu verwerten. Die VwV des UM für die „Verwertung von als 

Abfall eingestuftem Bodenmaterial“ ist hierbei zu beachten (gilt für den Einbau unterhalb ei-

ner Rekultivierungsschicht). 

Für den Umgang mit Bodenmaterial, welches für Rekultivierungszwecke bzw. Meliorations-

maßnahmen vorgesehen ist, gelten die Vorgaben der Hefte 10 und 28 aus der Reihe Luft-

Boden-Abfall, UM Baden-Württemberg (v.a. Lagerung, Einbringung). Ebenso sind die Anfor-

derungen nach § 12 BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) und die 

DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial) einzuhalten. 

1.2 Einer Vor-Ort-Verwertung des Bodenaushubs innerhalb des Baufeldes (Erdmassenaus-

gleich) ist grundsätzlich Vorrang einzuräumen. Diesem Erfordernis ist bereits in der projekt-

spezifischen Planung (z.B. Reduzierung der Einbindetiefen) Rechnung zu tragen. 

1.3 Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der Mutterboden (humoser Oberboden, oberste15-

30 cm) abzuschieben (§ 202 BauGB). Er ist vom übrigen Bodenaushub bis zur weiteren 

Verwertung getrennt zu lagern und vor Verdichtung (kein Befahren) und Vernässung (Bö-

schungen profilieren) zu schützen. Die Mieten dürfen max. 2m hoch geschüttet werden und 

sind bei einer Lagerdauer > 6 Monate mit tiefwurzelnden, mehrjährigen Pflanzen zu begrü-

nen. Eine vorhandene Vegetation ist im Vorfeld zu mähen und zu mulchen. 

1.4 Bodenaushub unterschiedlicher Verwertungseignung ist separat in Lagen auszubauen, 

ggfs. getrennt zu lagern und spezifisch zu verwerten. Unbrauchbare und/oder belastete Bö-

den sind von verwertbarem Bodenaushub zu trennen und einer Aufbereitung oder einer ge-

ordneten Entsorgung zuzuführen 

2. Bodenbelastungen 

2.1 Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche Bodenbelas-

tungen (z.B. Verdichtungen, Erosion) auf das engere Baufeld beschränkt bleiben. Künftige 

Freiflächen (z.B. Ausgleichsflächen, Wiesen) sind deshalb vom Baubetrieb durch Absperr-

bänder freizuhalten. Verdichtungen sind am Ende der Bauarbeiten durch Tiefenlockerungs-

maßnahmen bis unterhalb des Verdichtungshorizontes zu beseitigen. 

2.2 Hinweise, wie eine bodenschonende Bauausführung zu planen und umzusetzen ist, gibt 

das neu erschienene BVB-Merkblatt Band 2 „Bodenkundliche Baubegleitung“ des Bundes-

verbandes Boden (ISBN 978 3 503 15436 4, Erich Schmidt Verlag GmbH, 2013). 

2.3 Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermi-

schungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind (z.B. Lagerung auf Geotextil). 

2.4 Werden im Zuge der abzustimmen Bauarbeiten stoffliche Bodenbelastungen angetroffen, ist 

der weitere Handlungsbedarf mit dem Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt. 
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